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BESCHLUSS 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des 

Präsidenten  

Dr. Gerhart HOLZINGER, 

 

in Anwesenheit der Vizepräsidentin 

Dr. Brigitte BIERLEIN 

 

und der Mitglieder 

Mag. Dr. Eleonore BERCHTOLD-OSTERMANN, 

Dr. Sieglinde GAHLEITNER, 

DDr. Christoph GRABENWARTER, 

Dr. Christoph HERBST, 

Dr. Michael HOLOUBEK, 

Dr. Helmut HÖRTENHUBER, 

Dr. Claudia KAHR, 

Dr. Georg LIENBACHER, 

Dr. Rudolf MÜLLER, 

Dr. Johannes SCHNIZER und 

Dr. Ingrid SIESS-SCHERZ 

 

sowie des Ersatzmitgliedes 

Dr. Nikolaus BACHLER  

 

als Stimmführer, im Beisein des verfassungsrechtlichen Mitarbeiters 

Mag. Gernot FRIEDL 

als Schriftführer, 
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in der Beschwerdesache des **** ***** ******, ************* *****, 

**** ****, vertreten durch Rechtsanwalt Dr. Anton Ehm, Singerstraße 12/9, 

1010 Wien, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 9. Juni 

2017, Z W106 2144169-1/3E, in seiner heutigen nichtöffentlichen Sitzung be-

schlossen: 

 

I. Gemäß Art. 139 Abs. 1 Z 2 B-VG wird die Gesetzmäßigkeit der Ziffer 2 lit. b 

des Beschlusses des Wiener Stadtsenates über die Gewährung von Remune-

rationen aus Anlass von Dienstjubiläen, ABl. Nr. 5/1971 idF ABl. Nr. 39/2014, 

von Amts wegen geprüft. 

II. Das Beschwerdeverfahren wird nach Fällung der Entscheidung im Verord-

nungsprüfungsverfahren fortgesetzt werden. 

Begründung 

I.  Sachverhalt, Beschwerde und Vorverfahren 

1. Der Beschwerdeführer war vom 1. Jänner 2010 bis 31. Dezember 2013 Mit-

glied des Unabhängigen Verwaltungssenates Wien und ist seit 1. Jänner 2014 

Mitglied des Verwaltungsgerichtes Wien. Er beantragte mit Schreiben vom 

8. Februar 2016 die Erlassung eines Bescheides über seinen Stichtag für das 

Dienstjubiläum unter Anrechnung seiner Ausbildungs- und Dienstzeiten (Prä-

senzdienst, Ausbildung zum Sicherheitswachebeamten, Studium der Rechtswis-

senschaften, Dienstverhältnis zur Bundespolizeidirektion Wien, Mitglied des 

Unabhängigen Verwaltungssenates Wien) sowie die daraus resultierende be-

scheidmäßige Feststellung der Gebührlichkeit und Zuerkennung sowie Auszah-

lung der Remuneration aus Anlass seines Dienstjubiläums bei einer Dienstzeit 

von 25 Jahren in der Höhe von 200 von Hundert seines Monatsbezuges (§ 39 Wr. 

Besoldungsordnung 1994 – Wr. BO 1994). Begründend führte er dazu im We-

sentlichen aus, dass ihm sämtliche angeführte Zeiten in Beachtung des Gleich-

heitsgrundsatzes und der Bestimmung des Art. 21 Abs. 4 B-VG für den Stichtag 

für das Dienstjubiläum anzurechnen gewesen wären. 
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2. Mit Bescheid vom 21. November 2016 stellte (wegen einer Befangenheitsan-

zeige) die Vizepräsidentin in Vertretung des Präsidenten des Verwaltungsgerich-

tes Wien gemäß § 4a Abs. 1 Wiener Verwaltungsgericht-Dienstrechtsgesetz 

(VGW-DRG) fest, dass dem Beschwerdeführer "im Zeitpunkt der Erlassung dieses 

Bescheides gemäß § 39 Abs. 2 und 2a BO 1994 iVm § 14 Abs. 2 DO 1994 sowie 

Z 2 lit. a sublit. bb iVm Z 2 lit. b sublit. aa und bb des Beschlusses des Stadtsena-

tes über die Gewährung von Remunerationen aus Anlass von Dienstjubiläen 

keine Remuneration aus Anlass des 25jährigen Dienstjubiläums gebührt".  

3. Die gegen diesen Bescheid erhobene Beschwerde wies das gemäß § 4a Abs. 3 

VGW-DRG zuständige Bundesverwaltungsgericht mit Erkenntnis vom 9. Juni 2017 

als unbegründet ab. Begründend wird im Wesentlichen ausgeführt, dass der 

Beschwerdeführer erst nach dem 30. September 1999 in ein öffent-

lich-rechtliches Dienstverhältnis zur Gemeinde Wien, und zwar als Mitglied des 

Unabhängigen Verwaltungssenates Wien, am 1. Jänner 2010 eingetreten sei und 

daher der Bestimmung nach Z 2 lit. b der "Richtlinien für die Gewährung von 

Remunerationen aus Anlaß von Dienstjubiläen" des Wiener Stadtsenates unter-

falle und ihm nach lit. b sublit. bb noch drei Jahre als sonstige Zeiten anzurech-

nen gewesen seien. Mit der Feststellung des Stichtages für das Dienstjubiläum 

des Beschwerdeführers mit 1. Jänner 2007 habe die Behörde somit den rechtli-

chen Vorgaben entsprochen. Zu den geltend gemachten Bedenken hinsichtlich 

der Bestimmung der Ziffer 2 lit. b des Beschlusses des Wiener Stadtsenates im 

Hinblick auf Art. 21 Abs. 4 zweiter Satz B-VG und den in Art. 7 B-VG verankerten 

Gleichheitsgrundsatz verweist das Bundesverwaltungsgericht auf die Rechtspre-

chung des Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofes. 

4. Gegen diese Entscheidung richtet sich die vorliegende, auf Art. 144 B-VG 

gestützte Beschwerde, in der die Verletzung in näher bezeichneten verfassungs-

gesetzlich gewährleisteten Rechten sowie in Rechten wegen Anwendung einer 

rechtswidrigen generellen Norm behauptet und die kostenpflichtige Aufhebung 

des angefochtenen Erkenntnisses beantragt wird. Der Beschwerdeführer leitet 

seine Bedenken gegen den in Ausführung des § 39 Abs. 2 und 2a Wr. BO 1994 

ergangenen Beschluss des Wiener Stadtsenates über die Gewährung von Remu-

nerationen aus Anlass von Dienstjubiläen, ABl. 5/1971 idF ABl. 39/2014, zum 

einen aus Art. 21 Abs. 4 zweiter Satz B-VG und zum anderen aus dem in Art. 7 

B-VG verankerten Gleichheitsgrundsatz ab. Die unterschiedliche Berücksichti-

gung von Zeiten je nachdem, bei welcher Gebietskörperschaft diese zurückgelegt 

worden sind, sei unsachlich und widerspreche Art. 21 Abs. 4 zweiter Satz B-VG. 
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5. Das Bundesverwaltungsgericht hat die Gerichts- und Verwaltungsakten vorge-

legt und von der Erstattung einer Gegenschrift abgesehen. Die Vizepräsidentin 

des Verwaltungsgerichtes Wien hat keine Gegenschrift erstattet. 

II. Rechtslage 

1. § 39 des Gesetzes über das Besoldungsrecht der Beamten der Bundeshaupt-

stadt Wien (Wr. Besoldungsordnung 1994 – Wr. BO 1994), LGBl. 55, lautet wie 

folgt: 

"Einmalige Belohnungen 

§ 39. (1) Für außergewöhnliche Arbeitsleistungen können in einzelnen Fällen 
Beamten einmalige Belohnungen in Form von monetären und/oder nicht mone-
tären Leistungen (Remunerationen und/oder bezahlte Freizeit) gewährt werden. 
Auf die Bedeutung dieser Arbeitsleistungen ist dabei Bedacht zu nehmen. 

(1a) Der Beamte, dem eine einmalige Belohnung in Form bezahlter Freizeit 
gewährt wird, behält für die Dauer dieser Dienstabwesenheit den Anspruch auf 
die in § 38 Abs. 1 genannten Nebengebühren. 

(2) Einmalige Belohnungen können auch aus Anlass des 25jährigen, 40jährigen 
und 50jährigen Dienstjubiläums gewährt werden. Scheidet der Beamte nach 
Vollendung des 35., aber vor Vollendung des 40. Dienstjahres aus dem Dienst-
stand aus und hat er zu diesem Zeitpunkt bereits das 738. Lebensmonat vollen-
det, kann die einmalige Belohnung, die anlässlich der Vollendung des 40. Dienst-
jahres gewährt wird, ihm beim Ausscheiden aus dem Dienststand oder im Fall 
seines Todes an die Verlassenschaft ausgezahlt werden. Bei einem Beamten, 
dem nicht mehr als 60 Monate zur Vollendung des 720. Lebensmonats fehlen 
und der gemäß § 68a Abs. 1 Z 2 der Dienstordnung 1994 in den Ruhestand 
versetzt wird, gilt bei Anwendung des zweiten Satzes das 738. Lebensmonat im 
Zeitpunkt der Ruhestandsversetzung als vollendet. Die Voraussetzungen für das 
Dienstjubiläum sind auch dann erfüllt, wenn der Beamte einen Tag vor Erreichen 
der erforderlichen Dienstzeit aus dem Dienststand ausscheidet. 

(2a) Bei Festsetzung der Höhe der einmaligen Belohnungen (Abs. 2) ist auf die 
besoldungsrechtliche Stellung des Beamten Bedacht zu nehmen. Die Berücksich-
tigung von Zeiten als Dienstjahre im Sinn des Abs. 2 kann je nach Zeitpunkt des 
Eintrittes in das öffentlich-rechtliche oder unmittelbar davor liegende privat-
rechtliche Dienstverhältnis zur Stadt Wien unterschiedlich erfolgen. 

(3) Einmalige Belohnungen können auch für die Verwaltung der Stadt Wien 
betreffende Verbesserungsvorschläge gewährt werden. Dabei ist zu berücksich-
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tigen, welcher Nutzen durch die Verwirklichung des Vorschlages erzielt wird, ob 
es sich bei dem Vorschlag um ein völlig neuartiges Gedankengut handelt oder ob 
der Vorschlag sich auf Vorbilder innerhalb oder außerhalb der Verwaltung der 
Stadt Wien stützt und ob der Vorschlag so weit ausgearbeitet ist, daß er sofort 
verwirklicht werden kann." 

2. Der Beschluss des Wiener Stadtsenates über die Gewährung von Remunerati-

onen aus Anlass von Dienstjubiläen, ABl. 5/1971 idF ABl. 39/2014, lautet wie 

folgt (die in Prüfung gezogene litera ist hervorgehoben; Zitat ohne die im Original 

enthaltenen Hervorhebungen): 

"Richtlinien für die Gewährung von Remunerationen aus Anlaß von Dienst-
jubiläen 

In Ausführung des § 39 Abs. 2 und 2a der Besoldungsordnung 1994, LGBl. für 
Wien Nr. 55, gelten für die Gewährung von Remunerationen aus Anlaß von 
Dienstjubiläen folgende Richtlinien: 

1. Die Remuneration, die dem Beamten aus Anlaß eines Dienstjubiläums gewährt 
werden kann, beträgt: 

a) bei einer Dienstzeit von 25 Jahren 200 vH, 

b) bei einer Dienstzeit von 40 Jahren 400 vH, 

c) bei einer Dienstzeit von 50 Jahren 600 vH,  

des Monatsbezugs, der der besoldungsrechtlichen Stellung des Beamten am 
Ersten des Monats entspricht, in den das Dienstjubiläum fällt. Die Voraussetzun-
gen für das Dienstjubiläum sind auch dann erfüllt, wenn der Beamte einen Tag 
vor Erreichen der erforderlichen Dienstzeit aus dem Dienststand ausscheidet. 

2. Zur Dienstzeit nach Z 1 zählen 

a) bei einem Beamten, der vor dem 1. Oktober 1999 in ein öffentlich-rechtliches 
oder privatrechtliches Dienstverhältnis oder Lehrverhältnis zur Gemeinde Wien 
aufgenommen worden ist und seither ununterbrochen Bediensteter der Ge-
meinde Wien ist, 

aa) die im bestehenden Dienstverhältnis zur Gemeinde Wien zurückgelegte Zeit, 
soweit sie für die Vorrückung wirksam ist oder nur durch die Überstellung un-
wirksam geworden ist; 

bb) Zeiten, soweit sie gemäß § 14 Abs. 1 der Dienstordnung 1994, LGBl. für Wien 
Nr. 56, dem Beamten zur Gänze für die Vorrückung angerechnet worden sind 
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oder anzurechnen wären, wenn der Beamte nicht am 31. Dezember 1970 dem 
Dienststand angehört hätte; 

cc) Zeiten, soweit sie dem Beamten nach den vor dem 1. Jänner 1971 in Geltung 
gestandenen dienstrechtlichen Vorschriften oder nach Artikel IV der 1. Novelle 
zur Dienstordnung 1966 zur Gänze für die Vorrückung angerechnet worden sind; 

dd) die in einem Dienstverhältnis oder Lehrverhältnis zu einer Gebietskörper-
schaft oder einem Gemeindeverband zurückgelegte und nicht unter sublit. aa bis 
cc fallende Zeit, soweit sie für die Vorrückung angerechnet worden ist; 

ee) die in einem Dienstverhältnis oder Lehrverhältnis zu einer Gebietskörper-
schaft oder einem Gemeindeverband zurückgelegte Zeit, die für die Vorrückung 
nur deshalb nicht angerechnet worden ist, weil sie vor Vollendung des 
18. Lebensjahres liegt; 

ff) die in einem Ausbildungsverhältnis in einer Einrichtung der Gemeinde Wien 
zurückgelegte und nicht unter sublit. aa bis cc fallende Zeit, sofern im unmittel-
baren Anschluß daran ein diese Ausbildung voraussetzendes Dienstverhältnis zur 
Gemeinde Wien begründet worden ist; 

gg) die in einem Dienstverhältnis oder Lehrverhältnis zu einem Unternehmen 
zurückgelegte Zeit, wenn das Unternehmen von der Gemeinde Wien übernom-
men worden und die Gemeinde Wien gegenüber den Dienstnehmern in die 
Rechte des Dienstgebers eingetreten ist; 

hh) die gemäß § 10a Abs. 5 (ab 1. Jänner 2003 § 10 Abs. 3) der Pensionsordnung 
1995 zugerechnete Zeit; 

b) bei einem von lit. a nicht erfaßten Beamten 

aa) die in einem Dienstverhältnis oder Lehrverhältnis zur Gemeinde Wien zu-
rückgelegte Zeit mit Ausnahme der Zeit eines Karenzurlaubes, die nicht für die 
Vorrückung gilt, der Zeit des eigenmächtigen und unentschuldigten Fernbleibens 
vom Dienst und der Zeit des Fernbleibens vom Dienst infolge Freiheitsentzuges 
wegen eines gerichtlich zu ahndenden Tatbestandes; 

bb) sonstige Zeiten gemäß lit. a bis zu einem Höchstausmaß von insgesamt drei 
Jahren; für Mitglieder des Verwaltungsgerichtes Wien sind dabei auch Zeiten 
gemäß lit. a sublit. bb zu berücksichtigen, die auf Grund des § 5 Abs. 1 des Wie-
ner Verwaltungsgericht-Dienstrechtsgesetzes, LGBl. Nr. 84/2012, nicht für die 
Vorrückung angerechnet wurden. 

Die mehrfache Berücksichtigung eines Zeitraumes ist ausgeschlossen. Bei einem 
Karenzurlaub, der allein oder bei mehreren ununterbrochen aufeinanderfolgen-
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den Karenzurlauben in seiner Gesamtzeit länger als drei Jahre dauert, zählt die 
drei Jahre übersteigende Zeit, soweit sie nach dem 31. Dezember 1984 liegt, 
nicht als Dienstzeit gemäß Z 1. Bei der Berücksichtigung von Zeiten gemäß lit. a 
sublit. bb ist bei Bediensteten, die vor dem 16. April 2011 in ein öffentlich-
rechtliches oder privatrechtliches Dienstverhältnis zur Gemeinde Wien aufge-
nommen worden sind und seither ununterbrochen Bedienstete der Gemeinde 
Wien sind, § 14 der Dienstordnung 1994 in der vor der 29. Novelle geltenden 
Fassung anzuwenden. 

3. Die Remuneration ist an dem dem Dienstjubiläum nächstfolgenden Monats-
ersten auszuzahlen. Erfolgt die Auszahlung später als drei Monate nach diesem 
Zeitpunkt aus Gründen, die der Beamte nicht zu vertreten hat, so gilt als Bemes-
sungsgrundlage der Monatsbezug im Monat der Auszahlung. 

4. Bei einem Beamten, der nach einer Dienstzeit von 35 Jahren, aber vor einer 
Dienstzeit von 40 Jahren aus dem Dienststand ausscheidet und zu diesem Zeit-
punkt das 738. Lebensmonat vollendet hat, gilt die Dienstzeit von 40 Jahren mit 
dem Ausscheiden aus dem Dienststand als erfüllt. 

5. Bei einem Beamten, dem nicht mehr als 60 Monate zur Vollendung des 
720. Lebensmonats fehlen und der gemäß § 68a Abs. 1 Z 2 der Dienstordnung 
1994 in den Ruhestand versetzt wird, gilt bei Anwendung der Z 4 das 
738. Lebensmonat im Zeitpunkt der Ruhestandsversetzung als vollendet. 

6. Ist der Beamte vor Auszahlung der Remuneration verstorben, so ist diese an 
die Verlassenschaft auszuzahlen. Im Falle der Z. 3 gilt als Bemessungsgrundlage 
der letzten Monatsbezug. 

7. Die Z 1 bis 6 sind auf Vertragsbedienstete, für die die Vertragsbediensteten-
ordnung 1995, LGBl. für Wien Nr. 50, gilt, unter Bedachtnahme auf § 50 der 
Vertragsbedienstetenordnung 1995 sinngemäß anzuwenden."  

3. Die maßgeblichen Bestimmungen des Wiener Verwaltungs-

gericht-Dienstrechtsgesetzes (VGW-DRG), LGBl. 84/2012 idF LGBl. 14/2017, 

lauten – auszugsweise – wie folgt: 

 
"2. Abschnitt 

Mitglieder des Verwaltungsgerichts 
Dienstrechtliche Sonderbestimmungen 

§ 5. (1) Auf die Mitglieder des Verwaltungsgerichts sind die §§ 2a, 3, 6 bis 17a, 19 
und 22, § 23 Abs. 2, § 24, § 25 Abs. 4 bis 7, §§ 26 bis 27, § 31 Abs. 5, § 33, § 37 
Abs. 1 Z 1, § 38 Abs. 1, §§ 40 bis 42, 57 und 64 der Dienstordnung 1994 nicht 
anzuwenden.  
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(2) Die Bestimmungen der Abschnitte 7 und 8 der Dienstordnung 1994 gelten nur 
insoweit, als auf sie in diesem Gesetz ausdrücklich Bezug genommen wird. 

(3) Soweit die Mitglieder nicht in Ausübung ihres richterlichen Amtes (§ 7 Abs. 2 
VGWG) tätig sind, gilt auch § 20 DO 1994. 

[…] 

Besoldung 

§ 9. Für die Mitglieder des Verwaltungsgerichts gilt die Besoldungsordnung 1994 
– BO 1994, LGBl. Nr. 55, mit folgenden Abweichungen:  
1. Das Gehalt der Vizepräsidentin oder des Vizepräsidenten und der sonstigen 
Mitglieder des Verwaltungsgerichts wird durch das Schema VGW und in diesem 
durch die Gehaltsstufe bestimmt. 

Schema VGW 
Gehaltsstufe Euro 

01 5.519,20 
02 5.845,06 
03 6.170,89 
04 6.496,69 
05 7.064,27 
06 7.390,09 
07 7.715,94 
08 8.041,75 

 
2. Die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident und die sonstigen Mitglieder des 
Verwaltungsgerichts sind mit Wirksamkeit der Ernennung in die Gehaltsstufe 1 
des Schemas VGW einzureihen. Ihr Besoldungsdienstalter beträgt mit Wirksam-
keit der Ernennung null Jahre. Die Vorrückung in die nächsthöhere Gehaltsstufe 
erfolgt mit dem ersten Tag jenes Monats, der auf den Tag folgt, an dem die 
Vizepräsidentin oder der Vizepräsident bzw. das sonstige Mitglied des Verwal-
tungsgerichts weitere vier Jahre ihres oder seines Besoldungsdienstalters vollen-
det. 
3. Für die Vizepräsidentin oder den Vizepräsidenten erhöht sich das in Z 1 ge-
nannte Gehalt um 853,95 Euro. 
4. Der Präsidentin oder dem Präsidenten des Verwaltungsgerichts gebührt ein 
festes Gehalt im Ausmaß von 11.470,63 Euro. 
5. Mit dem Gehalt (Z 1 bis 4) sind alle mengenmäßigen und zeitlichen Mehr-
dienstleistungen abgegolten. 
6. Auf die Mitglieder des Verwaltungsgerichts sind die § 2, § 11 Abs. 1 bis 3 und 5 
bis 7, §§ 13 bis 32, § 33 Abs. 2 Z 3 bis 5, §§ 36 bis 38, § 39 Abs. 1 und 1a, §§ 39a, 
40b, 40c und 40e bis 40k sowie § 41 Abs. 1 BO 1994 nicht anzuwenden. 
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7. § 41a Abs. 3 BO 1994 gilt mit der Maßgabe, dass die wöchentliche Arbeitszeit 
bei Vollauslastung mit 40 Stunden anzusetzen ist, bei Teilauslastung mit dem 
entsprechenden Teil davon." 

4. Die maßgeblichen Bestimmungen des Gesetzes über das Dienstrecht der 

Beamten der Bundeshauptstadt Wien (Wr. Dienstordnung 1994 – Wr. DO 1994), 

LGBl. 56 idF LGBl. 14/2017, lauten (auszugsweise):  

"Anrechenbare Dienstzeit 

§ 13. (1) Die für alle von der Dauer der Dienstzeit abhängigen Rechte entschei-
dende Dienstzeit beginnt mit dem Tag des Dienstantrittes bei der Stadt Wien, bei 
einem vorangegangenen nicht öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis mit dem 
Tag der Anstellung, und endet mit dem Ausscheiden aus dem Dienststand. 

(2) Inwieweit die der Anstellung vorangegangenen und die im Ruhestand ver-
brachten Zeiten anrechenbar sind, bestimmen §§ 14 und 15 sowie die Pensions-
ordnung 1995. 

Besoldungsdienstalter 

§ 14. (1) Das Besoldungsdienstalter umfasst, soweit sich aus § 11 Abs. 7, § 13 
Abs. 3, § 17 Abs. 4, § 18 Abs. 3 bis 5 und 7 bis 9, §§ 40e, 40f, 40g, 40i, 40j und 40k 
der Besoldungsordnung 1994 nichts anderes ergibt, die Dauer der im Dienstver-
hältnis verbrachten für die Vorrückung wirksamen Zeiten (Dienstzeit) zuzüglich 
der Dauer der anrechenbaren Vordienstzeiten. 

(2) Folgende, dem Tag der Anstellung vorangegangene Zeiten (Vordienstzeiten) 
sind auf das Besoldungsdienstalter anzurechnen: 
1. die Zeit, die in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörper-
schaft oder zu einem inländischen Gemeindeverband zurückgelegt wurde; 
2. die Zeit der Leistung eines Grundwehrdienstes nach § 20 Wehrgesetz 2001 – 
WG 2001, BGBl. I Nr. 146/2001, oder eines entsprechenden Ausbildungsdienstes 
gleicher Dauer nach § 37 Abs. 1 WG 2001 oder des ordentlichen Zivildienstes 
nach § 1 Abs. 5 Z 1 Zivildienstgesetz 1986 – ZDG, BGBl. Nr. 679/1986; 
3. die Zeit eines Dienstverhältnisses oder eines Dienstes, die den in Z 1 und 2 
genannten Dienstverhältnissen oder Diensten entsprechen und von einem 
Staatsangehörigen eines in § 3 Abs. 1 Z 2 genannten Landes in einem anderen 
solchen Land absolviert worden sind, sowie die in einem Dienstverhältnis zu 
einer Einrichtung der Europäischen Union oder zu einer zwischenstaatlichen 
Einrichtung, der Österreich angehört, zurückgelegte Zeit; 
4. die Zeit, in der der Beamte auf Grund des Heeresversorgungsgesetzes – HVG, 
BGBl. Nr. 27/1964, Anspruch auf eine Beschädigtenrente entsprechend einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 90 % gehabt hat. 

(3) Über die in Abs. 2 angeführten Zeiten hinaus sind Zeiten der Ausübung einer 
einschlägigen Berufstätigkeit oder eines einschlägigen Verwaltungspraktikums 
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bis zum Ausmaß von insgesamt höchstens zehn Jahren als Vordienstzeiten 
anrechenbar. Eine Berufstätigkeit oder ein Verwaltungspraktikum ist einschlägig, 
insoweit eine fachliche Erfahrung vermittelt wird, durch die  
1. eine fachliche Einarbeitung auf dem neuen Arbeitsplatz überwiegend unter-
bleiben kann oder  
2. ein erheblich höherer Arbeitserfolg durch die vorhandene Routine zu erwarten 
ist. 

(4) Ausgeschlossen von einer Anrechnung sind die Zeiten  
1. die nach Abs. 2 Z 1 und 3 zu berücksichtigen wären, wenn der Beamte auf-
grund einer solchen Beschäftigung einen Anspruch auf laufende Pensionsleistun-
gen erworben und diese nicht der Stadt Wien abgetreten hat,  
2. in einem Dienstverhältnis nach Abs. 2 Z 1 und 3, soweit sie nach den Vorschrif-
ten, die für dieses Dienstverhältnis gegolten haben, für die Vorrückung in höhere 
Bezüge nicht wirksam gewesen sind, oder  
3. welche im Zustand der Ämterunfähigkeit zurückgelegt wurden. 
Die Einschränkung der Z 2 gilt nicht für Zeiten, die nur deshalb nicht voll für die 
Vorrückung in höhere Bezüge wirksam waren, weil sie in einem Beschäftigungs-
ausmaß zurückgelegt wurden, das unter der Hälfte des für eine Vollbeschäfti-
gung vorgeschriebenen Beschäftigungsausmaßes lag. Waren solche Zeiten aus 
anderen Gründen für die Vorrückung nicht oder nicht voll wirksam (zB wegen 
eines Karenzurlaubes), ist die Z 2 hingegen anzuwenden. 

[(5)-(6) …]  

(7) Vordienstzeiten sind jedenfalls anzurechnen, wenn sie bereits im unmittelbar 
vorangegangenen Dienstverhältnis zur Stadt Wien angerechnet worden sind. 
Wurde beim unmittelbar vorangegangenen Dienstverhältnis zur Stadt Wien das 
Besoldungsdienstalter infolge einer Überleitung nach den Bestimmungen des 
§ 49l der Besoldungsordnung 1994 pauschal bemessen, unterbleibt eine Ermitt-
lung und hat die Einstufung auf Grundlage des bisherigen pauschal bemessenen 
Besoldungsdienstalters zu erfolgen. 

(8) Die mehrfache Anrechnung ein und desselben Zeitraumes ist nicht zulässig." 

III. Bedenken des Gerichtshofes 

1. Bei Behandlung der Beschwerde sind im Verfassungsgerichtshof Bedenken ob 

der Gesetzmäßigkeit der Ziffer 2 lit. b des Beschlusses des Wiener Stadtsenates 

über die Gewährung von Remunerationen aus Anlass von Dienstjubiläen, 

ABl. 5/1971 idF ABl. 39/2014 entstanden. 
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2. Der Verfassungsgerichtshof geht vorläufig davon aus, dass die Beschwerde 

zulässig ist, dass das Bundesverwaltungsgericht bei der Erlassung der angefoch-

tenen Entscheidung die in Prüfung gezogene Bestimmung zumindest denkmög-

lich angewendet hat und dass auch der Verfassungsgerichtshof diese Bestim-

mungen bei seiner Entscheidung über die Beschwerde anzuwenden hätte. Die 

beiden sublit. der Ziffer 2 lit. b leg.cit. scheinen in untrennbarem Zusammenhang 

zu stehen. 

3. Der Verfassungsgerichtshof hegt gegen die hiemit in Prüfung gezogene Be-

stimmung folgende Bedenken: 

3.1. Ziffer 2 lit. b des Beschlusses des Stadtsenates über die Gewährung von 

Remunerationen aus Anlass von Dienstjubiläen sieht bei den nicht von lit. a 

leg.cit. erfassten Beamten, abgesehen von der in einem Dienstverhältnis oder 

Lehrverhältnis zur Gemeinde Wien zurückgelegten Zeit, lediglich die Berücksich-

tigung von "sonstige[n] Zeiten gemäß lit. a bis zu einem Höchstausmaß von 

insgesamt 3 Jahren" vor. Für Mitglieder des Verwaltungsgerichtes Wien sind 

auch Zeiten gemäß lit. a sublit. bb leg.cit. zu berücksichtigen, "die auf Grund des 

§ 5 Abs. 1 des Wiener Verwaltungsgericht-Dienstrechtsgesetzes, 

LGBl. Nr. 84/2012, nicht für die Vorrückung angerechnet wurden". Das Höchst-

ausmaß der Berücksichtigung solcher Zeiten scheint jedoch auch für Mitglieder 

des Verwaltungsgerichtes Wien drei Jahre zu betragen. 

3.2. Mit der B-VG-Novelle BGBl. I 8/1999 wurde zwar das den Landesgesetzgeber 

bindende sogenannte Homogenitätsgebot beseitigt, die garantierte Möglichkeit 

des Dienstwechsels jedoch beibehalten. Art. 21 Abs. 4 zweiter Satz B-VG wurde 

insoweit geändert, als der zuständige Gesetzgeber nun nicht mehr verpflichtet 

ist, eine Anrechnung von Dienstzeiten vorzusehen. Wenn aber der Gesetzgeber 

eine Anrechnung dieser Zeiten vorsieht, ist es unzulässig, bei der Anrechnung 

danach zu differenzieren, ob diese beim Bund, bei einem Land, bei einer Ge-

meinde oder bei einem Gemeindeverband zurückgelegt worden sind. Durch 

diese Bestimmung soll – der Intention des Gesetzgebers zufolge – die Mobilität 

der Bediensteten zwischen den einzelnen Körperschaften erhöht werden 

(vgl. VfSlg. 18.636/2008, 19.110/2010 sowie AB 1562 BlgNR 20. GP, 2 f.). 

3.3. Art. 21 Abs. 4 zweiter Satz B-VG in der derzeit geltenden Fassung spricht 

nunmehr allgemein von der "Anrechnung von Dienstzeiten" und gebietet damit, 

dass, sollte der Gesetzgeber eine Anrechnung von Dienstzeiten vorsehen, eine 
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Gleichbehandlung bei der Anrechnung unter den in dieser Verfassungsbestim-

mung angeführten Körperschaften zu erfolgen hat (vgl. abermals 

VfSlg. 19.110/2010).  

3.4. Unter den Tatbestand der "Anrechnung von Dienstzeiten" iSd Art. 21 Abs. 4 

zweiter Satz B-VG sind all jene Ansprüche zu subsumieren, die vom Ablauf einer 

bestimmten Zeitspanne abhängen (zeitabhängige Rechte, zB auch die Dauer der 

"Probedienstzeit" bei Aufnahme in ein definitives Dienstverhältnis 

[VfSlg. 18.636/2008] sowie die Anrechnung von Zeiten, die von öffentlich Be-

diensteten bei einer Gebietskörperschaft verbracht worden sind, solange sie im 

Dienstverhältnis zur Gebietskörperschaft stehen, selbst wenn sie etwa einer 

ausgegliederten Einrichtung zur Dienstleistung zugewiesen sind 

[VfSlg. 19.110/2010 mwN]). Es dürften auch solche Ansprüche davon erfasst sein, 

deren Gewährung – wie die Gewährung einer Remuneration aus Anlass eines 

Dienstjubiläums (vgl. VfSlg. 11.693/1988) – im freien Ermessen der Dienstbehör-

de liegt.  

3.5. Der Verfassungsgerichtshof geht jedoch vorläufig davon aus, dass eine 

Berücksichtigung von verfassungsrechtlich als gleichwertig zu erachtenden Zeiten 

nach den Vorgaben in Ziffer 2 lit. b des Beschlusses des Wiener Stadtsenates 

über die Gewährung von Remunerationen aus Anlass eines Dienstjubiläums je 

nachdem unterschiedlich erfolgt, ob sie im Dienstverhältnis oder Lehrverhältnis 

zur Gemeinde Wien oder bei einer anderen Gebietskörperschaft zurückgelegt 

worden sind. Die Tatsache, dass eine maximale Dauer von 3 Jahren als "sonstige 

Zeit", die zur Dienstzeit iSd § 39 Wr. BO 1994 zählt, für die Gewährung der 

Jubiläumszuwendung berücksichtigt werden kann, scheint jene Dienstnehmer zu 

benachteiligen, die einen Teil ihres Berufslebens nicht unmittelbar als Dienst-

nehmer der Gemeinde Wien verbracht haben, sondern Zeiten für den Anspruch 

auf Zuerkennung einer Jubiläumszuwendung als "zeitabhängiges Recht" bei einer 

anderen Gebietskörperschaft zurückgelegt haben (zu zeitabhängigen Rechten 

und Art. 21 Abs. 4 zweiter Satz B-VG vgl. insbesondere VfSlg. 18.236/2007, 

18.636/2008). Dies dürfte dem Art. 21 Abs. 4 zweiter Satz B-VG widersprechen, 

dessen Intention es ist, die Mobilität der Bediensteten zwischen den einzelnen 

Körperschaften zu erhöhen (VfSlg. 18.636/2008, 19.110/2010; vgl. auch AB 1562 

BlgNR 20. GP, 2 f.). 
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3.6. An diesem Ergebnis dürfte auch das vom Bundesverwaltungsgericht zitierte 

Erkenntnis zu § 20c Gehaltsgesetz 1956 (VfSlg. 11.693/1988) nichts ändern, weil 

dieses Erkenntnis einerseits vor der Änderung von Art. 21 B-VG mit der 

B-VG-Novelle BGBl. I 8/1999 und der damit verbundenen Abschaffung des 

Homogenitätsgebotes ergangen ist und der zugrunde liegende Sachverhalt sich 

andererseits vom hier vorliegenden maßgeblich unterscheidet. Zu beurteilen war 

damals die Frage, ob jene Zeit zur Dienstzeit iSd § 20c Gehaltsgesetz 1956, 

BGBl. 54 idF BGBl. 548/1984, zählt, die ein Beamter (für die Dauer von 20 Jahren) 

während eines für die Vorrückung in höhere Bezüge und für die Bemessung des 

Ruhegenusses wirksamen Karenzurlaubes unter Entfall der Bezüge in einem 

privatrechtlichen Dienstverhältnis zu einer Kapitalgesellschaft, deren Anteile im 

Alleineigentum des Bundes standen, verbracht hat.  

3.7. Im Verordnungsprüfungsverfahren wird zu erörtern sein, ob der Begriff der 

"Anrechnung von Dienstzeiten" iSd Art. 21 Abs. 4 zweiter Satz B-VG auch die 

Anrechnung von Zeiten für die Gewährung einer Remuneration aus Anlass eines 

Dienstjubiläums erfasst.  

IV. Ergebnis 

1. Der Verfassungsgerichtshof hat daher beschlossen, Ziffer 2 lit. b des Beschlus-

ses des Wiener Stadtsenates über die Gewährung von Remunerationen aus 

Anlass von Dienstjubiläen, ABl. Nr. 5/1971 idF ABl. Nr. 39/2014, von Amts wegen 

auf ihre Gesetzmäßigkeit zu prüfen. 

2. Ob die Prozessvoraussetzungen gegeben sind und die angeführten Bedenken 

zutreffen, wird im Verordnungsprüfungsverfahren zu klären sein. 

3. Dies konnte gemäß § 19 Abs. 4 VfGG ohne mündliche Verhandlung in nichtöf-

fentlicher Sitzung beschlossen werden. 

Wien, am 27. September 2017 

Der Präsident: 

Dr. HOLZINGER 

 

 

Schriftführer: 

Mag. FRIEDL 
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